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Allgemeinverfügung der Stadt Heilbronn

z r Regelung von Ausnahmen von der Test- und Nachweispflicht
bei Einreise aus Hochinzidenzgebieten nach § 4 Absatz 2 Nummer

5 der Coronavirus-Einreiseverordnung

Die Stadt Heilbronn erlässt als zuständige Behörde nach § 4 Absatz 2 Nummer 5 der Coronavi-
rus-Einreiseverordnungvom 13. Januar 2021 (BAnz AT 13.01.2021 VI) in Verbindung mit §28
Absatz l Satz l des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. l S. 1045), das zuletzt
durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. l S. 3136, 3137) geändert worden
ist, in Verbindung mit § l Abs. 4a der Verordnung des Sozialministeriums über Zuständigkei-
ten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 19. Juli 2007 (GBl. S. 361), die zuletzt durch Verord
nung vom 17. Februar 2021 (not-verkündet gemäß § 4 Satz l des Verkündungsgesetzes und
abrufbar unter htt s: www.baden-wuerttember . de de Service aktuelle-infos-zu-

corona aktuelle-corona-verordnun -des-landes-baden-wuerttember geändert worden ist,
sowie dem Erlass des Ministeriums für Soziales und Integration vom 17.02.2021 nachste-
hende

Allgemeinverfügung:

§1

Begriffsbestimmungen

(l) Grenzpendler im Sinne dieser Allgemeinverfügung sind Personen, die im Land Baden-
Württemberg ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer
Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Stu-
dien- oderAusbildungsstätte in ein Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindestens
einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren.

(2) Grenzgänger im Sinne dieser Allgemeinverfügung sind Personen, die in einem Risikoge-
biet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer Berufsaus-
Übung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in das Land Baden-Württemberg begeben
und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren.

§2

Regelung von Ausnahmen von der Test- und Nachweisp flicht für Grenzpendler und Grenzgänger
bei Einreise aus Hochinzidenzgebieten nach § 4 Absatz 2 Nummer 5 CoronaEinreiseV

(l) Grenzgänger und Grenzpendler, die in einer Kalenderwoche mindestens zwei Einreisen
aus einem Hochinzidenzgebiet nach § 3 Absatz 2 Satz l Nummer l CoronaEinreiseV vor-
nehmen, müssen zweimal in dieser Kalenderwoche über einen Nachweis im Sinne von § 3

Absatz 3 CoronaEinreiseV verfügen.
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(2) Grenzpendler und Grenzgänger, die in einer Kalenderwoche ausschließlich an zwei aufei-
nanderfolgenden Tagen einreisen, müssen lediglich einmal in dieser Kalenderwoche über
einen Nachweis im Sinne von § 3 Absatz 3 CoronaEinreiseV verfügen.

(3) Können Grenzpendler und Grenzgänger bei Einreise keinen Nachweis über das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen, besteht die Verpflich-
tung, unverzüglich nach der Einreise eine Testung hinsichtlich einer Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vornehmen zu lassen.

(4) Nachweise über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sind
mitzuführen, sobald und soweit diese vorliegen, und auf Anforderung der zuständigen Be-
hörde oder einer von ihr beauftragten Stelle unverzüglich vorzulegen.

(5) Weitergehende Testpflichten bleiben unberührt.

§3

Regelung von weiteren Ausnahmen von der Test- und Nachweispflicht für nahe Angehörige bei
Einreise aus Hochinzidenzgebieten nach § 4 Absatz 2 Nummer 5 CoronaEinreiseV

(l) Personen, die in einer Kalenderwoche mindestens zwei Einreisen aus einem Hochinzi-

denzgebiet nach § 3 Abs. 2 Satz l Nummer l CoronaEinreiseV aufgrund des Besuchs von
Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen Hausstand angehangen Ehegatten,
Lebenspartners oder Lebensgefährten oder aufgrund eines geteilten Sorgerechts oder ei-
nes Umgangsrechts vornehmen, müssen zweimal in dieser Kalenderwoche über einen
Nachweis im Sinne des § 3 Abs. 3 CoronaEinreiseV verfügen.

(2) Die in Absatz l genannten Personen, die in einer Kalenderwoche ausschließlich an zwei
aufeinanderfolgenden Tagen einreisen, müssen lediglich einmal in dieser Kalenderwoche
über einen Nachweis im Sinne von § 3 Absatz 3 CoronaEinreiseV verfügen.

(3) Können die in Absatz l genannten Personen bei Einreise keinen Nachweis über das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen, besteht die Ver-
pflichtung, unverzüglich nach der Einreise eine Testung hinsichtlich einer Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vornehmen zu lassen.

(4) Nachweise über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sind
mitzuführen, sobald und soweit diese vorliegen, und auf Anforderung der zuständigen Be-
hörde oder einer von ihr beauftragten Stelle unverzüglich vorzulegen.

(5) Weitergehende Testpflichten bleiben unberührt.

§4

Regelung von weiteren Ausnahmen von der Test- und Nachweispflicht für Mitarbeiter von Poli-
ze/, euerwehr und Rettungsdienst im grenzüberschreitenden Einsatz bei Einreise aus Hochinzi-

denzgebieten nach §4 Absatz 2 Nummer 5 CoronaEinreiseV

Von § 3 Absatz 2 CoronaEinreiseV nicht erfasst sind bei Einreise aus Hochinzidenzgebieten
Personen, die Einsatzaufgaben nach Feuerwehrgesetz, Rettungsdienstgesetz oder Polizeige-
setz wahrnehmen.
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§5
Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ist am 24.02.2021 auf der Internetseite der Stadt Heilbronn unter
www.heilbronn. de bereitgestellt worden. Sie gilt am folgenden Tag als bekanntgegeben und
erhält zeitgleich ihre Wirksamkeit.

l. BEGRÜNDUNG

Mit der Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEinreiseV) wurden bundesweite Regelungen
unter anderem für die Test- und Nachweispflichten von Einreisenden aus Risikogebieten fest-
gelegt.

Vor dem Hintergrund des gemeinsamen grenzüberschreitenden Lebensraumes soll es in Ba-
den-Württemberg Ausnahmen bzw. Erleichterungen von der Test- und Nachweis-pflichtfür be-
stimmte Personen kreise von Einreisenden aus Hochinzidenzgebieten geben. Hierfür steht in
§ 4Absatz2 NummerS CoronaEinreiseVeine Öffnungsklauselfürdas Handeln der zustand igen
Behörde im Sinne des Infektionsschutzgesetzes zur Verfügung.

Mit der vorliegenden Allgemeinverfügungwird für Einreisende aus Hochinzidenzgebieten nach
§ 3 Absatz 2 Satz l Nummer l CoronaEinreiseV eine Ausnahme von der Test- und Nachweis-

pflicht für Grenzgänger und G renzpend ler sowie für Besucher von nahen Angehörigen insoweit
geschaffen, als in diesen Einzelfällen der Nachweis von kalenderwöchentlich zwei Negativtests
ausreichend ist. Zudem kann der Test abweichend von § 3 Absatz 2 Satz l CoronaEinreiseV

auch unverzüglich nach der Einreise durchgeführt werden.

Personen, die Einsatzaufgaben nach Feuerwehrgesetz, Rettungsdienstgesetz oder Polizeige-
setz wahrnehmen, sind aufgrund der Eilbedürftigkeit der Einsätze und der in der Regel nur kur-
zen Aufenthaltsdauer in Baden-Württemberg oder dem Hochinzidenzgebiet gänzlich von der
Test- und Nachweispflicht befreit.

Aufgrund der aktuellen Infektionslage ist damit zu rechnen, dass Nachbarländer des Landes
Baden-Württemberg zu Hochinzidenzgebieten erklärt werden können. Die oben genannten
Personengruppen müssten sich dann vor der Einreise regelmäßig testen lassen. Die Mobilität
dieser Personen im Rahmen des erforderlichen Grenzübertritts soll nicht zulasten der Funkti-

onsfähigkeit von Betrieben im Grenzbereich eingeschränkt werden. Aufgrund des Schutzes
von Ehe und Familie sind auch beim Besuch naher Angehöriger Ausnahmen zuzulassen. Als
Besucher von nahen Angehörigen gelten Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von
Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen Hausstand angehangen Ehegatten, Leben-
spartners oder Lebensgefährten oder au grund eines geteilten Sorgerechts oder eines Um-
gangsrechts. Zum Ausgleich müssen sowohl Grenzpendler und Grenzgänger als auch Besucher
von nahen Angehörigen bei regelmäßiger Einreise über einen maximal zweimal kalenderwö-
chentlich durchgeführten negativen Test verfügen. Es wird für diese Personenkreise zudem ge-
regelt, dass für den Fall, dass ein negatives Testergebnis nicht bereits bei Einreise vorgelegt
werden kann, die Testung unverzüglich im Inland nachzuholen ist.
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Das Testergebnis ist zu dokumentieren und mitzufahren, sobald es vorliegt. Die Regelungen
der Corona-Verordnung Einreise-Quarantäne bleiben in allen Fällen unberührt. Die oben ge-
nannten Ausnahmen stellen nicht nur ein praxisnahes, sondern auch infektiologisch vertretba-
res Vorgehen dar. Bei Einreisenden aus Hochinzidenzgebieten liegt ein abstraktes Infektionsri-
siko vor, das unter Einhaltung von den Z. B. am Arbeitsplatz vorliegenden Hygiene- und Schutz-
maßnahmen noch zusätzlich minimiert werden kann. Durch die verpflichtenden Testungen so-
wohl bei Grenzpendlern bzw. Grenzgängern sowie bei Besuchern von nahen Angehörigen wird
das Schutzniveau erhöht, da hierbei in der Regel auch asymptomatisch infizierte Personen
identifiziert werden können.

Somit werden die besonderen Bedürfnisse sowie Herausforderungen der oben genannten Per-
sonengruppen angemessen berücksichtigt. Die beschriebene Erleichterung ist unter diesen
Voraussetzungen im Vergleich zu anderen Einreisenden aus Hochinzidenzgebieten aus infekti-
onsschutzrechtlicher Sicht angemessen.

II. Sofortige Vollziehbarkeit

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8
IfSG. Ein Widerspruch hat somit keine aufschiebende Wirkung.

III. Bekanntmachungshinweis

Die Allgemeinverfügung gilt nach § 4l Abs. 4 S. 2 Landesverwaltungsverfahrensgesetz in Ver-
bindung mit § 5 dieser Allgemeinverfügung an dem Tag als bekannt gegeben, der auf die Be-
reitstellung auf der Internetseite der Stadt Heilbronn unter www. heilbronn. de folgt. Die Veröf-
fentlichung durch Bereitstellung im Internet erfolgt auf der Grundlage von § l Abs. 2 der Be-
kanntmachungssatzung der Stadt Heilbronn.

Der vollständige Text der Allgemeinverfügung mit Begründung kann im Ordnungsamt der
Stadt Heilbronn, Weststraße 53, Zimmer 506, zu den üblichen Öffnungszeiten und nach vorhe-
riger Terminvereinbarung eingesehen werden. Ferner kann die vollständige Allgemeinveri'ü-
gung auch auf der Homepage der Stadt Heilbronn abgerufen werden.

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der
Stadt Heilbronn mit Sitz in Heilbronn erhoben werden.
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v. Hinweise

Das Verwaltungsgericht Stuttgart kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO auf Antrag die aufschiebende
Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage ganz oder teilweise wiederherstellen.

Hei ronn, 24.02.2021
S t Heilbronn

germeisteramt

Harry Mergel

Oberbürgermeister


